
 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 

jeder Jahreswechsel bringt Änderungen im Steuerrecht mit sich, und 

2019 macht da keine Ausnahme. Die meisten Änderungen betreffen 

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, sei es durch Anpassungen im Steuerta-

rif und bei Sozialversicherungsbeiträgen, durch einen höheren Mindest-

lohn oder durch neue Steuervorteile für Jobtickets, Dienstfahrräder und 

Elektrofirmenwagen. Außerdem von den Änderungen betroffen sind 

Händler und Dienstleister durch Änderungen im Umsatzsteuerrecht für 

Gutscheine und den Onlinehandel. In dieser Ausgabe lesen Sie, was 

sich 2019 alles geändert hat. Hier ist die Übersicht der Themen in die-

ser Ausgabe: 

ALLE STEUERZAHLER 

Überblick der Änderungen für 2019 ........................................................ 2 

Soli-Abschaffung bleibt umstritten  ....................................................... 2 
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SSTTEEUUEERRTTEERRMMIINNEE  22  ––  44//22001199  

 Feb Mär Apr 

Umsatzsteuer mtl. 11. 11. 10. 

Umsatzsteuer viertelj. - - 10. 

Lohnsteuer 11. 11. 10. 

Einkommensteuer - 11. - 

Körperschaftsteuer - 11. - 

Vergnügungsteuer 11. 11. 10. 

Schonfrist für Zahlungen 

zu obigen Steuern 
14. 14. 15. 

Gewerbesteuer 15. - - 

Grundsteuer 15. - - 

Schonfrist für Zahlungen 

zur Gewerbe-/Grundst. 
18. - - 

SV-Beitragsnachweis 22. 25. 24. 

Fälligkeit der SV-Beiträge 26. 27. 26. 

 

 

AAUUFF  DDEENN  PPUUNNKKTT  

»Ich beschäftige mich täglich mit 

komplexen mathematischen 

Problemen, aber mit dem Brexit 

will ich nichts am Hut haben.« 

»Die Zeiten sind vorbei, in denen 

wir noch alleine gegen die Welt be-

stehen konnten. Wir müssen Teil 

einer größeren Gruppe von Natio-

nen sein, sowohl für unsere Sicher-

heit als auch für unseren Handel« 

Stephen Hawking 
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Überblick der Änderungen für 2019 

Neben Änderungen bei der Umsatzsteuer müssen sich dieses 
Jahr insbesondere Arbeitgeber und Arbeitnehmer mit neuen 
Vorgaben bei der Steuer und Sozialversicherung abfinden. 

Mit jedem Jahreswechsel müssen sich Unternehmen und Privatleu-

te aufs Neue an Änderungen im Steuerrecht, bei der Sozialversi-

cherung und in vielen anderen Rechtsgebieten gewöhnen. Auch 

2019 fällt der Katalog an Änderungen umfangreich aus. Anders als 

in den letzten Jahren beschränken sich die Neuregelungen diesmal 

allerdings fast vollständig auf zwei Bereiche: Neben einigen Ände-

rungen bei der Umsatzsteuer sind es vor allem Arbeitgeber und Ar-

beitnehmer, die von den Änderungen betroffen sind. 

Was dieses Jahr im Einzelnen zu beachten ist, haben wir hier für 

Sie zusammengestellt. Daneben gibt es noch einige Änderungen, 

die bereits 2018 in Kraft getreten sind, sich aber erst jetzt wirklich 

bemerkbar machen, weil sie den Jahresabschluss oder die Steuer-

erklärungen für 2018 betreffen. Mehr dazu erfahren Sie in einem 

separaten Beitrag. 

• Grundfreibetrag: Der Grundfreibetrag (steuerfreies Existenzmi-

nimum) steigt 2019 um 168 Euro auf 9.168 Euro. Auch der 

Höchstbetrag für den Ab-

zug von Unterhaltsleistun-

gen wird um 168 Euro auf 

9.168 Euro angehoben. 

• Kalte Progression: Damit 

Lohnsteigerungen auch im 

Geldbeutel der Beschäftig-

ten ankommen, wird mitt-

lerweile jährlich der Effekt 

der „kalten Progression“ ausgeglichen. Dazu werden die Eckwer-

te des Einkommensteuertarifs um die Inflationsrate des Vorjah-

res verschoben – für 2019 also um 1,84 %. 

• Kindergeld: Das Kindergeld wird ab dem 1. Juli 2019 um 10 Eu-

ro pro Kind und Monat erhöht. Es beträgt dann 204 Euro monat-

lich für das erste und zweite Kind, 210 Euro für das dritte Kind 

und 235 Euro für jedes weitere Kind. 

• Kinderfreibetrag: Der Kinderfreibetrag steigt 2019 für jeden El-

ternteil um jeweils 96 Euro auf 2.490 Euro (insgesamt also um 

192 Euro auf 4.980 Euro). Die steuerliche Entlastungswirkung 

entspricht dem Jahresbetrag der Kindergelderhöhung (60 Euro). 

• Krankenversicherung: Seit dem 1. Januar 2019 müssen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer die Beiträge zur Krankenversicherung 
einschließlich der Zusatzbeiträge wieder je zur Hälfte zahlen. Die 
Reform der großen Koalition von 2005, nach der Arbeitnehmer 
für die Zusatzbeiträge allein aufkommen mussten, ist damit wie-
der rückgängig gemacht. Von einer weiteren Neuregelung profi-
tieren Selbständige mit geringen Einnahmen, die freiwillig Mit-
glied in der gesetzlichen Krankenversicherung sind. Bei ihnen 
halbiert sich der monatliche Mindestbeitrag auf 171 Euro. 

• Pflegeversicherung: Der Beitrag zur Pflegeversicherung ist 

2019 um 0,5 % gestiegen. Arbeitgeber und Arbeitnehmer teilen 

sich damit einen Beitrag von 3,05 % des Bruttolohns. Mit dem 

Kinderlosenzuschlag von 0,25 % müssen Versicherte ohne Kin-

der nun sogar einen Beitrag von 3,3 % schultern. Dass sich die 

deutliche Erhöhung in diesem Jahr nicht schmerzhaft bemerkbar 

macht, liegt allein an der gleichzeitigen Senkung des Beitrags zur 

KKUURRZZ  NNOOTTIIEERRTT  

Sonderabschreibung beim 
Mietwohnungsbau weiter unklar 

Der Bundesrat hat am 14. Dezember 2018 

kurzfristig den Gesetzesbeschluss zu Son-

derabschreibungen beim Mietwohnungs-

neubau abgesetzt. Die Länder hatten in 

ihrer Stellungnahme zum Gesetz vor allem 

eine fehlende Begrenzung der Miethöhe 

bemängelt. Außerdem hatte der Bundes-

rat kritisiert, dass die Begrenzung der ab-

schreibungsfähigen Kosten auf 3.000 Euro 

pro Quadratmeter nicht ausreicht, um 

neue Wohnungen im bezahlbaren Miet-

segment zu schaffen. Das Gesetzgebungs-

verfahren ist damit allerdings nicht been-

det. Auf Antrag eines Landes oder der 

Bundesregierung kann der Gesetzesbe-

schluss wieder in die Tagesordnungen des 

Bundesrates genommen werden. 

 

Soli-Abschaffung bleibt umstritten 

Im Koalitionsvertrag hat sich die Große 

Koalition darauf festgelegt, dass der Soli-

daritätszuschlag in dieser Legislaturperio-

de für mindestens 90 % der Steuerzahler 

wegfallen soll. Das soll durch die Einfüh-

rung einer Freigrenze von 61.000 Euro ge-

schehen. Bis zu einem Einkommen von 

76.000 Euro soll es immerhin noch einen 

teilweisen Erlass geben. Forderungen aus 

der Union, den Soli einfach komplett ab-

zuschaffen, begegnet die SPD jedoch mit 

deutlichem Widerstand. Wann und wie 

der Soli wegfällt, ist damit weiter unklar. 

 

Ende der Doppelverbeitragung bei 
Betriebsrenten gefordert 

Mit einer Bundesrats-Entschließung möch-

te Bayern die Bundesregierung auffor-

dern, zu prüfen, wie die bisherige Dop-

pelverbeitragung von Betriebsrenten in 

der Krankenversicherung beendet werden 

kann. Zu überlegen sei insbesondere, ob 

die Krankenversicherungsbeiträge in der 

Auszahlungsphase halbiert werden können 

und die Umwandlung der bisherigen Frei-

grenze in einen Freibetrag möglich ist. 

Die Doppelverbeitragung geht auf eine 

Entscheidung der rot-grünen Bundesregie-

rung aus dem Jahr 2004 zurück. Um mehr 

Geld für die Krankenkassen einzutreiben, 

wurde damals beschlossen, ohne Über-

gangsfrist und rückwirkend für bestehen-

de Verträge Betriebsrenten nicht nur in 

der Anspar-, sondern auch in der Auszahl-

phase im Rentenalter mit dem vollen Bei-

tragssatz zur Kranken- und Pflegeversi-

cherung zu belasten.  
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Arbeitslosenversicherung. Außerdem wird es bei dieser Anhe-

bung nach einer Studie des Prognos-Instituts nicht bleiben. Wäh-

rend die Bundesregierung derzeit davon ausgeht, dass der Bei-

trag nach dieser Anhebung zumindest bis 2022 stabil bleiben 

wird, kommt Prognos nach einem Bericht der Süddeutschen Zei-

tung zu dem Ergebnis, dass der Beitrag spätestens in sechs Jah-

ren wieder erhöht werden muss und zwischen 2025 und 2045 bis 

auf 4,25 % steigt. Im Jahr ihrer Einführung lag der Beitrag zur 

Pflegeversicherung gerade einmal bei 1 % des Bruttolohns. 

• Arbeitslosenversicherung: Der Beitragssatz zur Arbeitsförde-

rung wird 2019 von 3,0 % auf 2,6 % gesenkt und die für die Be-

rechnung des Arbeitslosengeldes und weiterer Leistungen maß-

gebliche Sozialversicherungspauschale wird von 21 % auf 20 % 

gesenkt. Zusammen mit einer weiteren, bis Ende 2022 befriste-

ten Absenkung des Bei-

tragssatzes um 0,1 % re-

duziert sich der Beitrags-

satz zur Arbeitslosenver-

sicherung also um 0,5 % 

und gleicht damit zumin-

dest bis 2022 den Anstieg 

des Beitrags zur Pflege-

versicherung um ebenfalls 

0,5 % aus. 

• Künstlersozialabgabe: Nachdem die Künstlersozialabgabe in 

den letzten Jahren immer wieder abgesenkt wurde – zuletzt vor 

einem Jahr von 4,8 % auf 4,2 % - bleibt der Abgabesatz 2019 

unverändert auf dem historisch niedrigen Niveau von 4,2 %. Die 

Künstlersozialabgabe müssen Unternehmen zahlen, die künstle-

rische und publizistische Leistungen verwerten. 

• Mindestlohn: Seit 2015 gibt es in Deutschland den gesetzlichen 

Mindeststundenlohn, für den alle zwei Jahre eine Anpassung an 

die allgemeine Lohnentwicklung vorgesehen ist. Ab dem 1. Ja-

nuar 2019 gilt daher ein um 0,35 Euro höherer Mindestlohns von 

9,19 Euro pro Stunde. Im kommenden Jahr soll der Mindestlohn 

noch einmal steigen, und zwar um 0,16 Euro auf 9,35 Euro. 

• Gleitzonenfaktor: Seit dem 1. Januar 2019 gilt für Beschäftigte 

in der Gleitzone von 450,01 Euro bis 850,00 Euro Entgelt im Mo-

nat der neue Gleitzonenfaktor 0,7566 (Faktor F). Zum 1. Juli wird 

dann zur Entlastung von Geringverdienern die Gleitzone durch 

einen erweiterten Übergangsbereich von 450,01 Euro bis 

1.300,00 Euro abgelöst. Dabei bleibt sichergestellt, dass die re-

duzierten Rentenversicherungsbeiträge im Übergangsbereich 

nicht zu niedrigeren Rentenleistungen führen. Auch hier gilt dann 

der neue Gleitzonenfaktor 0,7566. 

• Elektro-Firmenwagen: Zur Förderung der Elektromobilität gilt ab 

2019 eine Halbierung der Bemessungsgrundlage bei der pau-

schalen Ermittlung des geldwerten Vorteils aus der Nutzung ei-

nes Firmenwagens. Statt 1 % des Listenpreises sind für Elektro- 

und Hybridfahrzeuge, die zwischen dem 1. Januar 2019 und dem 

31. Dezember 2021 angeschafft oder geleast werden, also mo-

natlich nur 0,5 % des Listenpreises für die Privatnutzung zu ver-

steuern. Für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeit fallen ent-

sprechend nur 0,015 % pro Monat und Entfernungskilometer an 

statt 0,03 %. Hybridfahrzeuge sind nur begünstigt, wenn die 

Reichweite des Elektroantriebs mindestens 40 km beträgt und 

ein bestimmter CO2-Wert nicht überschritten wird. Die Begünsti-

gung ist nicht nur finanziell attraktiv, sondern kann für Elektro-

Sachbezugswerte für 2019 

Der Bundesrat hat im Oktober 2018 die 

neuen Sachbezugswerte  für das Jahr 2019 

beschlossen. Erneut werden sowohl der 

Wert für eine freie Unterkunft als auch 

der Wert für Mahlzeiten um je rund 2,2, % 

angehoben. Die Sachbezugswerte betra-

gen in 2019 bundeseinheitlich 

• für eine freie Unterkunft monatlich 

231 Euro oder täglich 7,70 Euro; 

• für unentgeltliche oder verbilligte 

Mahlzeiten kalendertäglich 8,37 Euro 

(2018: 8,20 Euro), davon entfallen 

1,77 Euro auf ein Frühstück und je 

3,30 Euro auf ein Mittag- oder Abend-

essen. Der monatliche Sachbezugswert 

beträgt 251 Euro (bisher 246 Euro; 

Frühstück 53 statt 52 Euro, Mittag- und 

Abendessen 99 statt 97 Euro). 

 

Beitragsbemessungsgrenzen 2019 

Zum 1. Januar 2019 wurden die Beitrags-

bemessungsgrenzen der Sozialversiche-

rung und andere Sozialversicherungswerte 

wieder wie jedes Jahr an die Lohnent-

wicklung im vorangegangenen Jahr ange-

passt. Die neuen Eckwerte basieren auf 

einer durchschnittlichen Lohnsteigerung 

von 2,52 %, wobei Ostdeutschland durch 

die geringere Anhebung im letzten Jahr 

diesmal einen deutlichen Anstieg erfährt. 

• Die Beitragsbemessungsgrenze in der 

Renten- und Arbeitslosenversicherung 

steigt im Westen um 2.400 Euro auf 

80.400 Euro (6.700 Euro mtl.). Im Os-

ten steigt sie um 4.200 Euro auf dann 

73.800 Euro (6.150 Euro mtl.). 

• In der knappschaftlichen Versicherung 

steigt die Grenze im Westen um 2.400 

Euro auf dann 98.400 Euro (8.200 Euro 

mtl.). Auch im Osten beträgt die Erhö-

hung enorme 5.400 Euro auf nun 

91.200 Euro (7.600 Euro mtl.). 

• In der Kranken- und Pflegeversiche-

rung ist die Beitragsbemessungsgrenze 

bundesweit einheitlich festgelegt und 

erhöht sich um 1.350 Euro auf jetzt 

54.450 Euro (4.537,50 Euro mtl.). Die 

Versicherungspflichtgrenze liegt aller-

dings 6.300 Euro höher bei 60.750 Euro 

im Jahr (5.062,50 Euro mtl.). 

• Die Bezugsgröße, die zum Beispiel für 

die Mindestbeitragsbemessungsgrund-

lage für freiwillige Mitglieder in der 

gesetzlichen Krankenversicherung re-

levant ist, erhöht sich im Westen wie-

der um 840 Euro auf 37.380 Euro im 

Jahr (3.115 Euro mtl.). Im Osten steigt 

sie um 2.100 Euro auf 34.440 Euro im 

Jahr (2.870 Euro mtl.). 
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Firmenwagen auch das Führen von Fahrtenbüchern obsolet ma-

chen, weil die pauschale Versteuerung günstiger ist. Mit Fahr-

tenbuch werden Autos mit Elektroantrieb zwar auch begünstigt, 

aber nur soweit es die Abschreibung auf den Kaufpreis oder die 

Leasingkosten angeht, nicht bei anderen Ausgaben fürs Fahr-

zeug. Für Firmenwagen, die außerhalb dem begünstigten Zeit-

raum angeschafft oder geleast werden, gibt es weiterhin den be-

reits bestehenden Nachteilsausgleich für den Anteil, den das 

Batteriesystem am Kaufpreis hat. 

• Dienstfahrräder: Die Begünstigung von Elektro-Firmenwagen 

wird von einer befristeten Steuerbefreiung für die Nutzung eines 

Dienstfahrrads begleitet. Bis Ende 2021 sind zusätzlich zum oh-

nehin geschuldeten Arbeitslohn vom Arbeitgeber gewährte Vor-

teile für die Überlassung eines betrieblichen Fahrrads oder – im 

Fall von Selbstständigen 

und Unternehmern – die 

private Nutzung eines be-

trieblichen Fahrrads steuer-

frei, sofern das Fahrrad 

oder E-Bike verkehrsrecht-

lich kein Kraftfahrzeug ist. 

Die steuerfreien Vorteile für 

ein Fahrrad werden zudem 

in der Steuererklärung nicht 

auf die Entfernungspauschale angerechnet. Gilt ein Elektrofahr-

rad verkehrsrechtlich als Kraftfahrzeug, sind für die Bewertung 

des geldwerten Vorteils allerdings die Regelungen der Dienstwa-

genbesteuerung anzuwenden. 

• Steuerfreie Jobtickets: Bislang gehörten Arbeitgeberleistungen 

für Fahrten des Arbeitnehmers zwischen Wohnung und erster 

Tätigkeitsstätte, einem weiträumigen Tätigkeitsgebiet oder einem 

vom Arbeitgeber festgelegten Sammelpunkt zum steuerpflichti-

gen Arbeitslohn. Solche Sachbezüge blieben nur dann steuerfrei, 

wenn der geldwerte Vorteil pro Monat insgesamt die Freigrenze 

von 44 Euro nicht überstieg. Allerdings sind bei der Prüfung der 

44 Euro Freigrenze auch alle anderen Sachbezüge zu berück-

sichtigen. Bei Überschreiten der Freigrenze sind dann alle Sach-

bezüge steuerpflichtig. Ab diesem Jahr sind zusätzlich zum oh-

nehin geschuldeten Arbeitslohn gewährte Zuschüsse und Sach-

bezüge des Arbeitgebers für die Nutzung öffentlicher Verkehrs-

mittel im Linienverkehr auf solchen Fahrten steuerfrei. Ausge-

nommen sind also ausdrücklich Taxis und Fluglinien. Die 

Steuerbegünstigung gilt außerdem für private Fahrten im öffentli-

chen Personennahverkehr. Diese geldwerten Vorteile fallen da-

mit nicht mehr unter die monatliche Freigrenze von 44 Euro, 

werden dafür jedoch auf die Entfernungspauschale angerechnet. 

Damit sollen Arbeitnehmer, die ein steuerfreies Jobticket erhalten, 

nicht übermäßig begünstigt werden gegenüber Arbeitnehmern, 

die die Fahrkarten selbst aus ihrem versteuerten Einkommen be-

zahlen. 

• Gutscheine: Die Umsetzung der EU-Gutschein-Richtlinie in 

deutsches Recht ist zum Jahreswechsel in Kraft getreten und soll 

eine einheitliche umsatzsteuerliche Behandlung von Gutscheinen 

im europäischen Binnenmarkt gewährleisten. Bei Gutscheinen 

wurde bisher zwischen Wertgutscheinen und Waren- oder Sach-

gutscheinen unterschieden. Während Wertgutscheine gegen ei-

ne beliebige Ware oder Dienstleistung eingetauscht werden kön-

nen, beziehen sich Waren- und Sachgutscheine auf eine konkre-

te Ware oder Dienstleistung. Die Ausgabe eines Wertgutscheins 

ElsterFormular letztmalig für 
Steuererklärung 2019 verfügbar 

Das Bayerische Landesamt für Steuern, 

das für alle Bundesländer die verschiede-

nen ELSTER-Dienste für den elektroni-

schen Steuerdatenverkehr bereitstellt, 

weist darauf hin, dass die Software Els-

terFormular letztmalig für die Erstellung 

der Steuererklärung für das Jahr 2019 zur 

Verfügung stehen wird. Das bedeutet 

nicht, dass die Software ab 2020 nicht 

mehr nutzbar wäre, sondern nur, dass für 

das Steuerjahr 2020 keine neuen Eingabe-

formulare in der Software mehr verfügbar 

sein werden. Als Alternative zu Elster-

Formular bietet die Finanzverwaltung die 

Website „Mein ELSTER“ an, über die nicht 

nur Steuererklärungen möglich sind, son-

dern auch verschiedene elektronische An-

träge, Mitteilungen und Einsprüche ans 

Finanzamt gesendet werden können. 

 

Notärztlicher Bereitschaftsdienst 
im Sport ist umsatzsteuerfrei 

Leistungen eines Arztes im Rahmen eines 

Notdienstes, die dazu dienen, gesundheit-

liche Gefahrensituationen frühzeitig zu 

erkennen, um sofort geeignete Maßnah-

men einleiten und damit einen größtmög-

lichen Erfolg einer späteren Behandlung 

sicherstellen zu können, sind umsatzsteu-

erfreie Heilbehandlungen. Der Bundesfi-

nanzhof hat mit dieser Entscheidung ei-

nem Arzt Recht gegeben, der bei Sport-

veranstaltungen sowohl im Vorfeld mögli-

che Gesundheitsgefährdungen analysierte 

als auch während der Veranstaltung die 

Teilnehmer betreute. 

 

Vorsteuerabzug aus der 
Anschaffung von Luxussportwagen 

In zwei Verfahren hat sich das Finanzge-

richt Hamburg mit dem Vorsteuerabzug 

für Sportwagen befasst, die die Unter-

nehmer jeweils als Firmenwagen ange-

schafft hatten. Auch wenn die Fälle recht 

ähnlich liegen und die Sportwagen in bei-

den Fällen mit einem Kaufpreis zwischen 

150.000 und 300.000 Euro eindeutig zum 

Luxussegment gehören, hat das Gericht 

unterschiedlich entschieden. Einen Lam-

borghini Aventador sah das Gericht als 

unangemessenen Repräsentationsaufwand 

an, womit auch der Vorsteuerabzug aus 

der Anschaffung ausscheidet. Bei einem 

Ferrari California ging das Gericht dage-

gen davon aus, dass zwar private Interes-

sen bei der Anschaffung eindeutig eine 

Rolle spielten, der Sportwagen aber auch 

zur Eröffnung substantieller Geschäfts-

chancen geführt hat. 
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wurde bislang lediglich als Tausch von Zahlungsmitteln behan-

delt und war damit selbst keine Leistung im umsatzsteuerlichen 

Sinn. Die Umsatzsteuer entstand erst bei der Einlösung des Gut-

scheins. Bei Waren- oder Sachgutscheinen gilt die im Gutschein 

bezeichnete Leistung dagegen bereits bei Ausgabe des Gut-

scheins als erbracht. Daher ist der bei Kauf eines Warengut-

scheins gezahlte Betrag eine umsatzsteuerpflichtige Anzahlung. 

Ab 2019 wird stattdessen zwischen Einzweck-Gutscheinen und 

Mehrzweck-Gutscheinen unterschieden. Bei einem Einzweck-

Gutschein liegen bereits bei dessen Ausstellung alle Informatio-

nen vor, die benötigt werden, um die umsatzsteuerliche Behand-

lung der Umsätze mit Sicherheit zu bestimmen. Solche Gut-

scheine werden dement-

sprechend schon bei der 

Ausgabe besteuert. Alle 

anderen Gutscheine sind 

Mehrzweck-Gutscheine, 

bei denen erst die Einlö-

sung der Umsatzsteuer 

unterliegt. Die Regelung 

gilt ausdrücklich nicht für 

Coupons, die den Inhaber 

nur zu einem Preisnachlass berechtigen. In vielen Fällen wird die 

Neuregelung keine Änderungen bei der umsatzsteuerlichen 

Handhabung von Gutscheinen haben. In bestimmten Fällen wird 

die Ausgabe eines Gutscheins aber nicht mehr als Anzahlung 

anzusehen sein, bei der die angemeldete Umsatzsteuer im Fall 

einer Nichteinlösung des Gutscheins berichtigt werden kann. 

Stattdessen liegt ein Einzweck-Gutschein vor, bei dem schon die 

Ausgabe des Gutscheins eine endgültige Besteuerung auslöst, 

die auch bei einer Nichteinlösung nicht mehr berichtigt werden 

kann. 

• Elektronische Marktplätze: Künftig müssen Betreiber elektroni-

scher Marktplätze bestimmte Daten der Verkäufer erfassen, um 

eine Prüfung der Umsätze durch das Finanzamt zu ermöglichen. 

Vor allem Unternehmen aus Nicht-EU-Staaten verletzen auf On-

line-Marktplätzen häufig ihre steuerlichen Pflichten und führen für 

ihre Umsätze keine Umsatzsteuer ab. Zu den Daten, die die Be-

treiber aufzeichnen müssen, gehören Name, vollständige An-

schrift und Steuernummer des Verkäufers, Versand- und Lie-

feradresse sowie Zeitpunkt und Höhe des Umsatzes. Die Auf-

zeichnungspflicht gilt ab dem 1. März 2019 für Anbieter aus 

Nicht-EU-Staaten und ab dem 1. Oktober 2019 auch für alle an-

deren Anbieter. Darüber hinaus können Betreiber für nicht ent-

richtete Umsatzsteuer aus dem Handel über ihre Plattform in 

Haftung genommen werden. Von der Haftung kann sich der Be-

treiber befreien, wenn er die Aufzeichnungspflichten erfüllt, eine 

Bescheinigung über die steuerliche Erfassung des Händlers vor-

legt oder steuerunehrliche Händler von der Handelsplattform 

ausschließt. Mehr dazu finden Sie im Beitrag „Details zur Auf-

zeichnungspflicht auf elektronischen Marktplätzen“. 

• Elektronische Dienstleistungen: Auf elektronischem Weg er-

brachte Dienstleistungen an Nichtunternehmer muss der Anbie-

ter seit 2015 dort versteuern, wo der Leistungsempfänger ansäs-

sig ist. Für Existenzgründer und Kleinbetriebe bedeutet das ei-

nen erheblichen bürokratischen Aufwand. Das ändert sich jetzt, 

denn ab 2019 gilt diese Pflicht nicht mehr, wenn der Nettoumsatz 

mit solchen Leistungen an ausländische Leistungsempfänger im 

vorangegangenen Kalenderjahr 10.000 Euro nicht überschritten 

hat und im laufenden Kalenderjahr nicht überschreitet. Kleinun-

Jahresabschluss und 
Steuererklärungen für 2018 

Einige Änderungen im Steuerrecht aus 

dem letzten Jahr machen sich erstmals 

beim Jahresabschluss oder der Steuerer-

klärung für 2018 richtig bemerkbar. 

• Geringwertige Wirtschaftsgüter: Die 

Wertgrenze für die Sofortabschreibung 

geringwertiger Wirtschaftsgüter wurde 

2018 fast verdoppelt auf 800 Euro. 

Auch die Wertgrenze für die Bildung 

eines Sammelpostens wurde angeho-

ben. Wer von der Sammelpostenrege-

lung Gebrauch macht, kann in der Bi-

lanz 2018 nun Wirtschaftsgüter bis zu 

einem Wert von 250 Euro statt bisher 

150 Euro sofort voll abschreiben. 

• Investmentsteuerreform: Mit der In-

vestmentsteuerreform haben sich ab 

2018 die Regeln für die Besteuerung 

von Erträgen aus Investmentfonds ge-

ändert. Die Reform sieht bei der Be-

steuerung der Erträge aus Fondsantei-

len im Betriebsvermögen eine rechts-

formabhängige Freistellung vor und 

vereinfacht radikal die Angabe der Er-

träge in der Steuererklärung für Pri-

vatanleger. Weil bei einer ertragsteu-

erlichen Organschaft neben Kapitalge-

sellschaften auch natürliche Personen 

Organträger sein können, werden ab 

2019 die Fondserträge nicht bei der 

Organgesellschaft, sondern erst auf 

Ebene des Organträgers berücksichtigt. 

• Abgabefristen: Die Fristen für die 

Steuererklärungen der Jahre ab 2018 

werden um zwei Monate verlängert. 

Ohne Steuerberater sind die Erklärun-

gen damit in diesem Jahr erstmals zum 

31. Juli fällig, auch wenn mehrere 

Bundesländer schon in den vergange-

nen Jahren teilweise oder vollständig 

die verlängerte Abgabefrist angewandt 

haben. Für die vom Steuerberater er-

stellten Steuererklärungen bleiben 

jetzt sogar 14 Monate Zeit, sofern das 

Finanzamt die Erklärung nicht extra 

vorab anfordert. 

• Verspätungszuschlag: Verbunden mit 

den verlängerten Abgabefristen sind 

neue Regeln für den Verspätungszu-

schlag für die Steuererklärungen der 

Jahre ab 2018. Nun muss das Finanz-

amt zwingend einen Verspätungszu-

schlag festsetzen, wenn keine Fristver-

längerung beantragt wurde und die 

Steuererklärung nicht 14 Monate nach 

Ablauf des Veranlagungszeitraums oder 

Besteuerungszeitpunkts beim Finanz-

amt ist. Für jeden angefangenen Mo-

nat der Verspätung sind dann 0,25 % 

der festgesetzten Steuer, mindestens 

aber 25 Euro fällig. 
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ternehmen mit ausschließlichem Sitz in Deutschland können da-

her künftig wieder alle Leistungen im Inland versteuern, unab-

hängig davon, ob der Leistungsempfänger ebenfalls im Inland 

ansässig ist oder nicht. Ein Verzicht auf diese Umsatzschwelle 

ist möglich, allerdings bindet die Verzichtserklärung das Unter-

nehmen für mindestens zwei Kalenderjahre. 

• Rechnungsstellung: Zur Entlastung vor allem kleiner Unter-

nehmen wurden die Vorschriften für die Rechnungstellung für 

grenzüberschreitende Umsätze ergänzt. Nutzt das Unternehmen 

für seine in anderen Mitgliedstaaten umsatzsteuerpflichtigen 

Umsätze den Mini-One-Stop-Shop (MOSS), gilt für die Rech-

nungsstellung ausschließlich das Recht des EU-Staates, in dem 

die MOSS-Registrierung erfolgt ist. Bisher mussten die Rech-

nungen nach dem Recht des Empfängerlandes ausgestellt wer-

den. 

• Betriebsrenten: Bei einer reinen Beitragszusage muss der Ar-

beitgeber im Fall einer Entgeltumwandlung die eingesparten So-

zialversicherungsbeiträge in Form eines Zuschusses zu den Bei-

trägen an den Arbeitnehmer weitergeben. Konkret muss der Ar-

beitgeber mindestens 15 % des umgewandelten Entgelts zusätz-

lich als Arbeitgeberzuschuss an die Versorgungseinrichtung wei-

terleiten, allerdings nur sofern tatsächlich 

Sozialversicherungsbeiträge in dieser Höhe eingespart wurden. 

Liegt die Ersparnis darunter, muss auch nur dieser Beitrag wei-

tergeleitet werden, auch wenn es dem Arbeitgeber freisteht, der 

Einfachheit halber grundsätzlich 15 % Zuschuss zu zahlen. Die-

se Zuschusspflicht gilt ab 2019 für neue und ab 2022 auch für al-

le bereits bestehenden Vereinbarungen.  

 

Falls diese Informationen Ihr Interesse gefunden haben und Sie 

noch Fragen oder Interesse an einer Beratung haben, stehen wir 

Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte vereinbaren Sie dann einen Ter-

min oder wenden Sie sich per Fax an uns. 

 

 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 

Stefan Penka 

Steuerberater 

 

 

 

Enteignung ist keine Veräußerung 

Ordnet eine Kommune die Übertragung 

des Eigentums an einem Grundstück auf 

sich selbst gegen Zahlung einer Entschä-

digung an und enteignet damit den 

Grundstückseigentümer, ist der daraus 

erzielte Gewinn nicht steuerpflichtig. Ein 

steuerpflichtiges privates Veräußerungs-

geschäft setzt nach Überzeugung des Fi-

nanzgerichts Münster voraus, dass die Ei-

gentumsübertragung auf eine wirtschaft-

liche Betätigung des Eigentümers zurück-

zuführen ist. Eine Verkaufsabsicht des Ei-

gentümers fehlt aber, wenn stattdessen 

das Grundstück enteignet wird. 

 

Ungültiger Formwechsel in GmbH 
löst Grunderwerbsteuer aus 

Zwar gibt es im Handelsrecht mehrere 

Möglichkeiten, ein Einzelunternehmen in 

eine GmbH zu überführen, doch ein direk-

ter Formwechsel eines Einzelunterneh-

mens in eine Ein-Mann-GmbH ist im Um-

wandlungsgesetz nicht vorgesehen. Wenn 

ein solcher irregulärer Formwechsel eines 

grundbesitzenden Einzelunternehmens of-

fiziell beurkundet und im Handelsregister 

eingetragen wurde, kann das bei der 

GmbH die Entstehung von Grunderwerb-

steuer auslösen. Der Bundesfinanzhof hat 

in einem derartigen Fall den Formwechsel 

als Einbringung gedeutet, die nicht bei 

der Grunderwerbsteuer begünstigt ist. Mit 

der richtigen Beratung und rechtlichen 

Ausgestaltung hätte der Unternehmer viel 

Steuer sparen können.  

 

 


